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Beschlussempfehlung  

Wohnprojekt für Opfer von Zwangsverheiratung einric hten  

Beschlussempfehlung WiTechFrau Drs 16/3972 Antrag der Grünen Drs 16/3940  

 
Für die Beratung steht den Fraktionen jeweils eine Redezeit von bis zu fünf Minuten zur 
Verfügung. Es beginnt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. – Frau Kofbinger, Sie haben 
das Wort. Bitte sehr!  

Anja Kofbinger (Grüne):  

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie gleich bitten, am Ende meiner 
Rede unserem Antrag „Wohnprojekt für die Opfer von Zwangsverheiratung einrichten“ 
zuzustimmen. Kommen wir kurz zu den Fakten. In jedem Jahr suchen ca. 400 junge 
Menschen, überwiegend sind es Frauen, die in der Stadt tätigen Beratungsstellen auf, weil 
ihnen eine Zwangsheirat droht oder sie bereits zwangsverheiratet wurden. Diese  
erschreckend hohe Zahl ist nur die Spitze eines Eisbergs. Wir wissen, die Dunkelziffer ist 
um ein Vielfaches höher.  
 
Der Trend zeigt – das ist wiederum erfreulich –: Immer mehr junge Frauen wenden sich  
an die Hilfeorganisationen und wollen ihre Familien verlassen. Das ist also eine stetige 
Zahl von Hilfesuchenden und meist sehr jungen Frauen, die einer stagnierenden Zahl von 
Unterbringungsmöglichkeiten in Hilfeeinrichtungen gegenübersteht. Dies führt dazu, dass 
dieser Personenkreis nicht mehr angemessen betreut werden kann. Hinzu kommt, dass 
diese Frauen auch einen besonderen Beratungs- und Betreuungsbedarf haben, der in der 
herkömmlichen Zufluchtswohnung oder in einem Frauenhaus nicht abgedeckt werden 
kann. Diese Frauen brauchen eine Einrichtung, die Schutz, Betreuung, Beratung und 
Begleitung unter einem Dach bietet.  

[Beifall bei den Grünen]  

Das sind aber keine neuen Erkenntnisse. Das ist uns natürlich seit Längerem bekannt. – 
Deshalb auch folgerichtig unser Antrag zur Einrichtung eines Wohnprojekts für Opfer von 
Zwangsverheiratungen. Dass der von Ihnen, Rot-Rot, abgelehnt wird mit dem Hinweis auf 
eine Broschüre des Berliner Arbeitskreises gegen Zwangsverheiratung, das hat mich doch 
sehr erstaunt.  

[Evrim Baba-Sommer (Linksfraktion): Quatsch!]  

Genau das von uns geforderte Angebot gibt es noch nicht, folgerichtig kann es dort auch 
noch nicht verzeichnet sein. Wir machen das ja nicht aus Jux und Tollerei,  

[Evrim Baba-Sommer (Linksfraktion): Doch!]  

wir haben uns etwas dabei gedacht. Wie Sie ja wissen, gibt es seit dem 17. März ein 
neues Gesetz zur Bekämpfung von Zwangsverheiratungen, in dem endlich ein ei-
genständiges Rückkehrrecht von bis zu zehn Jahren für Opfer von Zwangsverheiratung 
verankert wurde. Das haben alle Parteien gewollt. Das bedeutet aber auch, dass sie nun 
auch wirklich zurückkehren werden – was auch alle Parteien wollen, selbstverständlich; 
das war ja Sinn der Sache. Es ist also ein Umstand, den wir alle begrüßen, auf den wir 
uns aber noch einstellen müssen. Deshalb finde ich die Ablehnung unseres Antrags 
gerade-zu skandalös.  



[Beifall bei den Grünen]  

Liebe Kollegin von den Linken! Sie haben sich hier so lautstark eingemischt. Ich frage 
mich an dieser Stelle wirklich, was in Ihrem Kopf vorgeht.  

[Zuruf von Evrim Baba-Sommer (Linksfraktion)]  

Wie kann man nur so ignorant sein, vor allem, wenn man bedenkt, dass ein solches 
Wohnprojekt mit verhältnismäßig wenig Mitteln an bereits bestehende und hervorragend 
arbeitende Vereine und Organisationen angegliedert werden kann. Das Know-how ist 
reichlich vorhanden. Das Geld kann es auch nicht sein.  

[Zuruf von Evrim Baba-Sommer (Linksfraktion)]  

Eine starke Befürworterin eines solchen Wohnprojekts ist u. a. die interkulturelle Initiative, 
die in diesem Bereich seit genau zehn Jahren hervorragende Arbeit leistet. Sie sitzen im 
Vorstand dieses Vereins und lehnen allen Ernstes dieses Ansinnen ab, als Einzige. Finden 
Sie das nicht irgendwie merkwürdig?  

[Zuruf von Evrim Baba-Sommer (Linksfraktion)]  

An Ihrer Stelle wäre mir da schon längst ein Kronleuchter aufgegangen, wenn ich eine 
solche Vorstandssitzung besuche.  

[Beifall bei den Grünen – Zuruf von Evrim Baba-Sommer (Linksfraktion)]  

Ihre Gegenwehr ist wirklich absurd und gipfelt in obskuren Behauptungen. Dass Berlin 
nicht die Aufgabe für andere Bundesländer übernehmen will, das ist ja verständlich. Aber 
haben Sie sich schon mal überlegt, dass man so etwas in gegenseitigen Absprachen mit 
den anderen Ländern, z. B. auf einer Frauenministerinnenkonferenz, einfach verabreden 
kann? – Offensichtlich nicht, sonst würden Sie hier nicht eine solche ignorante 
Verweigerungshaltung einnehmen! So kann man nicht regieren. Sie müssen in der Lage 
sein, sich auf aktuell abzeichnende Bedarfe auch einzustellen und zu reagieren.  

[Evrim Baba-Sommer (Linksfraktion): Es gibt doch keinen Bedarf!]  

– Der Bedarf wird aber kommen.  

[Evrim Baba-Sommer (Linksfraktion): Legen Sie doch mal Zahlen und Fakten auf den 
Tisch! Das stimmt doch gar nicht!]  

Alles andere wird auf dem Rücken der Betroffenen ausgetragen, und das sind gerade hier 
die Schwächsten der Gesellschaft. Das sind junge und sehr junge Frauen, die alles 
verloren haben, die nicht in ihre Herkunftsfamilie zurückkehren können, weil sie dort die 
schlimmsten Repressalien zu fürchten haben. Wir haben angesichts der bedauerlichen 
Lage der Opfer von Zwangsverheiratung keinerlei Verständnis für Ihre Haltung und bitten 
deshalb das Abgeordnetenhaus um die Zustimmung zu unserem Antrag.  
 
[Beifall bei den Grünen]  
 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki:  

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Kofbinger!  


